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hat der 2" Senat des Eundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung am 50„ Januar 1962 unter

mitwirkung von

Senatspräsident B r a c k m a n n

als Vorsitzendem,
Bundesrichter ‘ Dr„ 'B a r e s e l

und Bundesrichter ‘ 5 c h m i t t

als weiteren Berufsrichtern‚

Bundessozialrichter L e p i n.s k i

und Bundeseozialrichter T i e d t

als ehrenamtlichen Beisitzern

für Recht erkannt:
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Die Revision gegen das Urteil des Landessozialgerichts

“Schleswig vom 280 Mai 1958 wird mit der Maßgabe zurück-
'gewiesen, daß die Beklagte verurteilt wird, dem Kläger

£ür die Folgen des nrbeitsunfalles in der Haftanstalt

Schwerin vom 28„ April 1955 Entschädigung auf Grund des
"5Gesetzes über die Unfallfürsorge für Gefangene vom

50„ Juni 1900 und seiner Ergänzungen zu gewähren, und

zwar für die Zeit vom 4° Juni 1955 bis z m 15° ßeptember

1955 nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von
‘

100 v° Ho, für die weitere Zeit bis zum 51„ Dezember 1955

nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von 50 vo H„

‘und für die weitere Zeit bis zum 500 April 1957 naeh
leiner Minderung der Erwerbsfähigkeit von 25 v„ H„

Die Beklagte äat dem Kläger eich die Kosten des Revi—

sionsverfahrens zu erstatten,-

Von Rechts wegen°

n

s_£_;émnd___._6.=.

I

..Am 2° Dezember1954 hatte der Kläger mit einem von ihm
gesteuerten Büssing—Lastkraitwagen mit Anhänger auf der

Fahrt von Berlin nach Hamburg in der sowjetischen Be—

satzungszone (532) einen Verkehrsunfall° Er geriet mit
den Lastzug ins dchleudern, entwurzélte auf der linken

5traßenseite einen Baum un‘ fuhr auch noch einen weiteren

an° Das Führerhaus des Motorwagens wurde zerstört; zwei

neben dem Kläger sitzende Personen wurden verletzt° Im

Augenblick des Unfalls fuhr der Kläger mehr als die
zu—

gelassene Gesolwindi5keit von 60 Stundenkilometorn, ob—

wohl die Straße naß und schlüpfrig und das_Profil der
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Hinterreifen stark abgenutzt war" Der Kläger wurde vom

Kreisgericht Schwerin—Land am 10° Januar 1955 wegen

; gefährlicher Körperverletzung und Übertretung der
.; Straßenverkehrsordnung zu sechs Monaten Gefängnis unter

‚Anrechnung der Untersuchungshaft verurteilt; Diese

StraQe verbüßte er in der Haftanstalt Schwerin bis zum

' 4„ Juni 1955„ ‘ '

Während der Haftzeit nurde der Kläger zu Reparatur—
<dund Reinigungsarbeiten an anstaltseigenen Lastkraft—

wagen herangezogen° Am 28„'April 1955 stieß ihm bei

einer solchen Arbeit ein Unfall zu° Während er unter
einen aufgebockten £agen arbeitete, rutschte dieser

“von den Böckeno Der Kläger erlitt eine Rückenquetschung

mit einer Serienfraktur der Querfortsätze.der Lenden—
Wirbelsäule° Bei seiner Entlassung aus der Haft waren

die zunächst starken Beschwerden weitgehend zurück4

gegangen; nach seiner Rückkehr in die Bundesrepublik
(4. Juni 1955) wurde er von seinem behandelnden Arzt

Dr„ Oberhoff noch bis September 1955 arbeitsunfähig

geschrieben° ' V“ ’

Mit Schreiben vom 28‚ Juni 1955'wandte sich der Kläger'

an die Leitung der Haftanstalt Schwerin mit der Bitte‚

für ihn Entschädigungsansprüche wegen des Unfalls vom
_28° April 1955 bei der zuständigen Sozialversicherunge—

anstalt anzumelden° Er blieb jedoch ohne Antwort„ Dar— ‘

aufhin unterbreitete er den Sachverhalt dem Bundesmi—

nister für gesamtdeutsche Fragen und dem Bundesminister

für Arbeit (B■n'„ Von dort aus_wurdedie Beklagte mit
der Angelegenheit befaßt„ Der BMAvertrat die Auffasf
sung, daß die Aussichten des Klägers, von einem ?er—

sicheruhgsträger des Bundesgebietes eine Entschädigung

zu erhalten, günstiger zu beurteilen wären, wenn die
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vom Kreisgericht Schwerin über ihn verhängte Gefäng—
nisstrafe als mit rechtsstaatlichen Grundsätzen unver-

einbar erklärt würde° Deshalb legte die Beklagte den

Kläger nahe, auf Grund des 5 15 des Gesetzes über die
innerdeutsche Rechts— und Antshilfe in Strafsachen von

2° Mai 4955 (BGBl I, 164) die Unzulässigkeit der Voll—
streckung aus Jenem Urteil feststellen zu lassen° Der

dahingehende Antrag des Klägers wurde jedoch durch Ver—

fügung des Generalstaatsanwalts in Schleswig vom

25‚ März 1957 zurückgewiesen, der hiergeden gerichtete

untrag auf gerichtliche Entscheidung durch Beschluß
des Schleswig—Holsteinischen 0berlandesgerichä;vqm

16‚ April 4957 verworfeno ‘

Durch Bescheid vom 25. Mai 4957 lehnte die Beklagte den
Entschädigungsanspruch des Klägers ab, weil sie nach

der Fassung des 5 7 des Fremdrenten— und Auslandsren—

tengesetzes vom 7„ August 1955 (FAG) für die Entsc &—

digun5 nicht zuständig sei° Auf die Klage hin hat das

Sozialgericht (SG) Schleswig am 45„ NoVember 1957 ent—
sprechend dem in der letzten mündlichen Verhandlung

gestellten Antrag des Klägers die Beklagte unter Auf—

hebung ihres Bescheides vom 25. Mai 4957 für verpflich—

tet erklärt, dem Kläger einen Bescheid mit der Maßgabe

zu erteilen, daß ihm für die Folgen des Unfalls vom
28„ April 1955 Entschädigung zu gewähren sei„ Da‘ JG

Abs„ 1

‘s
/l

und 2 FAG als gerechtfertigt und die Beklagte als den

D

hat den Entschädigungsan5pruch auf Grund des 3

nach @ ? FAG leistungs*flichtigen Versicherungsträger

angesehen° ' V

Im Verfahren über die Berufung der Beklagten hat das

Schleswig—Holsteinische L;ndessozialgericht (L5G) den

Generalstaatsanwalt bei dem Schleswig—Holsteinischen
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Oberlandesgericht als Ausführungsbehörde für die Un-

fallfürsorge für Gefangene beigeleden° Über das Ausmaß_

{der Unfallfolgen hat es den Facharzt für Chirurgie
Dr„ Harms als Sachverständigehggehört° Zu demselben

Fragenkreis hat die Beklagte ein fachorthopädisches

‚Gutachten des Dr. Sch31da und ein neurologisch-

psychiatrisches Gutachten des Prof„ Dr° Döring vorgelegto'

'DurCh Urteil vom 28. Mai 1958 hat das LSG die erstin—
stanzliche Entscheidung dahin-geändert,—daß die Beklag‘

„verpflichtet wird, dem Kläger auf der Grundlage des„

Gesetzes über die Unfallfürsorge für Gefangene vom
500 Juni 1900 und seiner Ergänzungen einen neuen Bescheid

zu erteilen, durch welchen ihm für die—Folgenddes Un—

falls vom 28. Aprié 1955 Entschädigung gewährt wird‚

und zwar für die Zeit seit der Rückkehr in die Bundes-

republik bis zum 15" September 1955 nach einer Minderung

der Erwerbsfähigkeit (MdE) von 100 VOH„‚ für die weitere;

-Zeit bis zum 51. Dezember 1955 nach einer MdB von '
50 v„H„ und für die weitere Zeit bis zum 50„ April 1957

nach einer MdB von 25° V.H° Im übrigen hat das LSG die
‚Klage abgewiesen und die Berufung der Beklagten zurück-

'gewiesen„ Es hat in Übereinstimmung mit dem SG den
Kläger den nach % 1 FAG berechtigten Personenkreis zu—

gerechnet° Dabei hat es angenommen, der Kläger sei in—

sofern "bei einem außerhalb des Bundesgebiets und des

Landes Berlin befindlichen deutschen Versibherungs—

träger; versichert" gewesen (@ 1 Abs° 2 Nr° 1 Satz 1
FAG), als in der 882 für Arbeitsunfälle Strafgefangener
ebenso wie für andere Arbeitsunfälle Entschädigung

auf Grund der Verordnung über die Sozialver3icherung
'vom 28. Januar 1947 (VSV) geleistet werde und infolge—

dessen ein
— auch die Unfallversicherung umfassendes —

30zialVersicherungsverhältnis begründet sei° In Ab—‘

..6..
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weichung von der Auffa$sung des SG hat das LSG alsdänh

weiter ausgeführt: Aus % 2 FAG ergebe sich, daß es für

den Bestand und den Inhalt des Klageanspruchs darauf

ankomme‚ ob nach den bundesrechtlichen Vorschriften

über die Sozielversicherung in einem vergleichbaren
Falle in der Bundesrepublik Entschädigung gewährt werde°

Deshalb sei zunächst zu prüfen, ob der Kläger we5en der
außergewöhnlichen Schwere der Strafe so behandelt wer—

den müsse‚ als ob der Unfall sich in einem freien Ar—

beitsverhältnis ereignet hätte° Dies sei jedoch nicht

der Fall; denn das Strafurteil und seine Vollstreckung

seien nicht unvereinbar mit rechtsetaatlichen Grund—

sätzen° pemnach komme es darauf an, ob nach dem in der

Bundesrepublik geltenden Recht für einen Strafgefengenen

ein öffentlichérecntliches Versicherungsverhältnis zum
Schutz gegen Arbeitsunfälle bestehe„ Diese Frage sei

zu bejahen; die Unfallfürsorge für Gefangene nach dem

Gesetz vom 50° Juni 1900 und seinen Ergänzungen sei ein

besonderer Zweig der gesetzlichen Unfallversicherun5„

Somit seien Entschädigungsleistungén, die einen Straf—

gefangenen nach diesem Gesetz für einen während der

Strafhaft erlittenen Unfall zustehen, sozialversiche—

rungerechtliche Leistungen im Sinne des FAGO Aus dem

Grundsatz der Gleichstellung der Heimatvertriebenen und

SBZ—Blüchtlinge mit Berechtigten der Bundesrepublik er—

gebe sich, daß der Anspruch des Klägers höhenmäßig in

dem Gesetz vom 50° Juni ■9oo seine Grenze finde° — über

das Ausmaß der Ünfallfolgen hat das LSG folgende Fest—
stellungen getroffen: Zur Zeit des Unfalls habe die

■irbelsäule des Klägers schon krenkhafte Veränderungen

uufgewiesen„ Diese seien aber durch den Unfall ver—

schlinmert werden„ Die auf den Unfall zurückzuführende

MdE betrage bis 4>„ September 4355 100 V„H.; vom

16„ September bis 51. Dezember 4955 50 V„H° *nd vom
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1° Januar 1956 bis 50. April 1957 25 V„H„ Nach dieser

Zeit sei, Wie die'Erfahrung lehre, eine Stabilisierung

'durch körpereigene ReaktiOn eingetreteno Die jetzt noch

vorhandenen Gesundheitsstörungen von Seiten der Wirbel—

säule seien — soweit nicht anlagebedingt — einem Unfall

zuzuschreiben, den der Kläger am 5; Mai 1956 erlitten

hat und dessentwegen er eine.Rente von der Berufsgenos—

senschaft für Fanrzeughaltungenbezieht} ' ‘ '

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Das Urteil ist der Beklagten am 21„ Juli 1958 zugestellt
werden° Sie hat am 5, August 1958 Revision eingelegt

und diese innerhalb der bis zum 21.) Oktober 1958 ver—
ilängerten Begründungsfrist mit Schriftsät2en von

t 4‚ August und 25„ September 1958 begründet°

Die Revision ist der Meinung, die Klage sei unzulässig‚

weil mit der Aufhebungsklage eine Vornahmeklage verbun—

den sei und deshalb ein Vorverfahren hätte stattfinden

müssen. In der Sache selbst tritt sie der Auffassung ent-

5egen,-daß die Unfallfürsorge für Gefangene als besonderer
‘Zweig der sozialen Uniallversicherung anzusehen und die
“Zuständigkeit der Beklagten aus 5 ? FAG herzuleiten sei„

Sie hält den Beigeladenen für entschädigungspflichtig°

’ Die Beklagte beantragt,

die Urteile der Vörinstanzen aufzuheben und

die Klage abzuweisen, ' ‘

hilfsweise,

das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde

liegenden Feststellungen aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entschei—

dung an das LSG zurückzuverweisenc
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Ferner stellt sie anheim,
' den Beigeladenen zur Entschädigung des Klägers

.'m‘1q für verpflichtet zu erklären°

Der Kläger und der Beigeladene beantragen,

die Revision zurückzuweisen°

Der Kläger hält die Klage Jedenfalls insoweit ohne Vor—

‚verfahren für zulässig, als mit ihr die Aufhebung des

ablehnenden Bescheides begehrt wird, aber auch im übrigen,

weil mit der Aufhebungsklage keine Vornahmeklage, son—

dern eine Leistungsklage verbunden sei„ In sachlich— recht-

licher Hinsicht tritt ger der Auffassung des LSG entgegen,

daß der durch 5 1 FAG umgrenzte Personenkreis durch 3 2

FAG eingeengt werde°

Der Beigeladene tritt der Begründung des angefochtenen

Urteils in vollem Umfang bei"

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne
mündliche Verhandlung einverstanden erklärt° Der Senat hat

von der Befugnis, in dieser Weise zu
verfahren (@ 124 Abs. 2

des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—), Gebrauch gemacht,

ll

Die Revision ist durch Zulassung statthaft (@ 162 Abs„ 4
Nr, 1 SGG); sie ist auch form- und fristgerecht eingelegt

und begründet werden, also zulässig° Sie hatte jedoch- .

keinen Erfolg°

Die Zulässigkeit der Klage wird nicht, wie die Revision

meint, dadurch in Frage gestellt, daß kein Vorverfahren

stattgefunden hat° Soweit der Kläger die Aufhebung des

Bescheides vom
25, Mai 4957 begehrt, bedurfte es keines

Vorverfahrens, weil dieser Bescheid eine Leistung betrifft,
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auf die ihrer Art nach ein Rechtsanspruch besteht

(vgi° @79 Nr. 4 see). Hinsichtlich der Klage im übrigen
kommt als gesetzliche Grundlage für das Erfordernis eines

lvcrverfahrens allenfalls @79 Nr. 2 SGGin Betracht“ Der
erkennende Senat sieht jedoch in dem zweiten Teil des

Klagebegehrens in Abweichung von der Auffassung der Vor—

instanzen nicht eine auf "die Verurteilung zum Erlaß eines—

.abgelehnten Verwaltungsakts" gerichtete Klage (Vornahme—

klare), sondern eine Leistungsklage im Sinne des % 54

Abs° 4 5GG° Dies gilt bedenkenfrei für den mit der‘Klagef

schrift vom 25. Juni 1957 gestellten Antrag, dem im Ver-

valtungsverfahren erhobenen hntschädigungsanspruch zu
entsprechen. In der mündlichen Verhandlung vor dem SG

hat der Kläger allerdings seinen Antrag geändert; er hat

— in Verbindung mit der Aufhebungsklage — beantra5t,

"die Beklagte zu verpflichten, einen Bescheid zu erteilen

mit der Maßgabe, daß dem Kläger wegen der Folgen-seines
‚Unfalls vom 250 April 1955 Entschädigung zu gewähren ist„”

Es liegt zwar nahe, in dem geänderten Klageantrag seiner

Fassung nach eine Vornahmehlage au sehen, man kann den

Antrag aber auch in dem Sinne verstehen, "die Beklagte

Zu verpflichten, dem Kläger wegen der Folgen seines Un—

falls vom 28° April 1955 nnteehädigung zu gewähren und

hierüber einen dementsprechenden Bescheid zu erteilen°"

Geht man von dem zuletzt angeführten sinne aus, so käme

dem „ntrad in seinem zweiten Teil - "und hierüber einen

Bescheid zu erteilen" - nach der Auffassung des Senats

keine selbständige,-lh° einen besonderen Au55pruch er—
fordernde Bedeutung bei, weil ein VersiCherungsträger‚

wenn er_für leistungspflichtig erklärt wird, einen soge-

nannten Ausführungsbescheid erteilen muß und auch 30t023

teilen pflegto Läßt somit schon die Fassung des Klagean—

trage nicht eindeutig auf eine Vornahmeklage schließen?

so war weiter zu beachten, daß nach 5 125 SGG das Gericht

an die Fassung der Anträge nicht gebunden ist, vielmehr

über die von dem Kläger erhobenen Ansprüche zu entscheiden

hat° Nach der Auffassung des Senats fehlt es an einem

..’]o-
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hinreichenden Anhalt dafür, dab der ■lä5er mit seinem

neuen Antra5 einen anderen als den ursprun5lich 5eltend

5emachten Leistun5sanspruch erheben wollte, Der benat
Ihat deshalb die Kla5e, über welche die Vorinstanzen

zu entscheiden hatten, als eine zusammen5eiaßte Aufhe—

bun53— und Leistun5sklage (% 54 Abs" 4 SGG) angesehen°

"Die Zuläs$i5keit dieser Kla5e war nicht von der vorhe—

ri5en Durchführun5 eines Vorverfahrens abhängig° Es be—

durfte daher nicht der Prüfung, ob in Fällen, in denen

der Versicherun5strä5er durch Bescheid über einen Anträ5

‚entschieden hat, welcher eine Leistun5 betrifft, auf

die ihrer Art nach ein Rechtsanspruch besteht, eine Vor—

nehmekla5e statthaft ist (vgl BSG 8, 5, 5 ff) und ob
'bejahendenfalls das Vorverfahren entbehrlich ist, wenn
die beklagte Behörde.im Prozeß an dem angefochtenen Ver—

vwaltungsakt festhält (V51° Bettermann, DVBl 1959,508,515;
Haueisen, WzS 1959, 225; Böhme, BG 1960, 411, 412), Ma—
teriell—rechtliche Grundla5e für die Beurteilun5 des Ren—

tenanspruchs des Klägers is t das FAG vom 7, Au5unt 1955„

Das mit dirkun5 vom 1, Januar 1959 in :rei t 5etretene

Fremdrentengesetz (EEG) in der Fa ssun5 des Eremdrenten—

und Auslandsrenten—Neure5elun5s gesetzes(«£AN6 ) vom
25 Februar 1060 (BGBl I, 95) kommt nicht in Betracht,

weil nach den vom LSG 5etroffenen, von keinem der Be—.

teili5 ten an5e5 riffenen Feststellungen der Unfall, der

dem Kläger an 28, April 1055 zu5es toßen ist, dessen rr«
werbsfähi5keit nur bis zum 50, april 1957 ein5eschränkt

hat° Das LSG hat den Klä5er mit Recht - die Revision hat
dies auch nicht beenstandet ? dem nach % 1 FAG leistun5s—

berechti5ten Personenkreis zu5erechnet; denn er hält sich"

ständig im Bundesgebiet auf (S 1 Abs° 1 Nr, 1), W in

einer gesetzlichen Unfallversicherun5 bei einem außerhalb

des Bundesgebiets und des Landes Berlin befindlichen
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'deutschen Versicheruhgsträger, nämlich der für die‚Haft—

anstalt_Schwerin zuständigen Sozialversicherungsanstalt,

versichert (@ 1 Abs° 2 Nr" 1), erhält von diesem Ver—
sicherungsträgér keine Leistungen (@ 4 Abs, 1 Nr„ 2)

und hat einen Antrag auf Entschädigung nach dem FAG ge—

stellt (5 1 Abs° 4 Satz 1), Die Annahme, daß der Kläger

in der SBZ.einem der gesetzlichen Unfallversicherung der
Reichsversicherun330rdnung (RVG) vergleichbaren sozialen
Sicherungssystem angehört habe, ist der Rechtsfindung

durch das Bundessozialgerioht (BSG) ohne weiteres zu—

grunde zu legen, wenn es sich bei der Frage des Ver—

sichertseins nach den Vorschriften der SBZ um die nnf

wendung irrevisiblen Rechts handelt (3 162 Abs° 2 SGG);

trifft dies dagegen nicht zu, so ist die rege des Ver-

sichertseins in der Revisionsinstanz nachprüfbar° Einer

Entscheidung hinsichtlich der Revisibilität bedurite es
Jedoch nicht, weil der Senat keine Bedenken trägt, der

Auffassung des LoG zu folgen, daß der Kläger vom Ver—

sicherungsschutz in der SBZ insofern erfaßt war, als er

wegen eines während der Haft eingetretenen, seine nr—

werbsfähigkeit mindernden Betriebsunfalls nach seiner

Entlassung aus der Strafhaft einen An3pruch auf Unfal17.

rente nach der VSV vom28° Januar 1947 hatte° Dem steht'

nicht entgegen, daß weder der Kläger als Inhaftierter
noch für ihn die Haftanstalt Beiträge an die Sozial—

versicherungsanstalt zu entrichten hatte° Das LSG hat

die somit feststehende Zugehörigkeit des Klägers zu dem

nach 5 4 FAG berechtigten Personenkreis nicht als aus—
reichend angesehen, um den erhobenen Entschädi@ungs—

an5pruch zu begründen" Es hat aus S 2 FAG den Grundsatz

hergeleitet, daß Heimatvertriebene und Sowjetzonén—
Flüchtlinge in der éoz1a1versicherung mit den einhei—

_
mischen Berechtigten gleichzustellen, also weder schlechter
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nöch besser zu behandeln seien als diese° Dementsprechend
hat es den Entschädigungsanspruch des Klägers über die-

'bereits geprüften Voraussetzungen hinaus — schon dem
V

Grunde nach - davon abhängig gemacht, ob auch nach dem

in der Bunde3republik geltenden Recht für einen Straf—

gefangenen ein öffentlich—rechtliches Versicherungsveré

hältnis zum Schutz gegen Arbeitsumfälle besteht° Eine

solche Verschärfung der Anspruchsvoraussetzungen läßt

sich nach der Auffassung des erkennenden Senats aus dem

Gesetz nicht herleiten° Der Senat hatte bereits in
ESG 12, 71 über Rentenansprüche eines Strafgefangenen

zu entscheiden, dem in der SBZ ein Arbeitsunfall zuge—

stoßen war° In jenem Falle konnte die vom L5G aufgewor—

fene Frage, ob 5 2 FAG geeignet ist, zu einer Linengung

des nach 5 4 berechtigten Personenkreises zu
führen,

unentschieden bleiben, weil der 3entenbéwerber zur Zeit

des Unfalls zwar Strafgefangener gewesen war, aber in '
einem freien Arbeitsverhältnis gestanden hatte, Demgegen—

[über ist der Kläger des vorliegenden Rechtsstreits bei

einer unfreien Beschäftigung verunglückt„ Ein freies

Arbeitsverhältnis läßt sich, wie das LSG zutreffend aus—
geführt hat, nicht etwa deshalb fingieren, weil die gegen

den Kläger verhängte Gefängnisstrafe in der Bundesrepu—

blik wahrscheinlich oder möglicherweise niedriger ausge—

fallen wäre° Ob die Fiktion zulässig wäre, wenn der Strafe

ausspruch gegen rechtsstaatliche Grundsätze verstiehe,

kann dahinstehen, weil der Antrag, die Unzulässigkeit der

Strafvollstreckung festzustellen, ohne Erfolg geblieben

ist" Der erkennende Senat hatte Jedoch bereits in BBG 9,24

zu entscheiden, welche rechtlichen Folgerungen.sich da=aus

ergeben, daß im Herkunftsgebiet ein größerer Personenkreis

vom Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung erfaßt war,

als dies im Bundesgebiet nach den Vorschriften der RVG

_445 _
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der Fall ist° In dieser Entscheidung ist ausgeiührt, daß

';die Frage, ob der Leistungsbewerber als versichert anzu—

_sehen ist, ausschließlich nach 5 1 FAG zu beurteilen ist
und von der Anwendung der im Bundesgebiet geltenden Vor—

schriften der Sozialversicherung (@ 2 FAG) nicht berührt,
_fwird° Zur-Begründung seiner Auffassung hat der Senat

vor allem darauf hingewiesen, daß der Gesetzgeber des FAG

die mögliche Diskrepanz im Kreis der Versicherten nach
Bundesrecht und nach fremden-Recht bewußt in Kauf genommen

hat° Daraus folgt, daß das Gesetz, ebenso wie es einen
"im-Herkunßsgebiet nicht versichert gewesenen Leistungs—
°bewerber von Ansprüchen nach dem FAG ausschließt, einen

solchen begünstigt, der im Herkunftsgebiet versichert

‘war, aber im Bundesgebiet oder im Lande Berlin nicht ver—
\.sichert gewesen wäre°

Die Frage, oh der Kläger nach dem FAG nicht leistungsbe-

'rechtigt wäre, wenn die Einbeziehung Strafgefangener in
l‘das soziale Sicherungssystem mit dem Sinn und Geist der

Ü im Bundesgebiet herrschenden Rechtsordnung unverträglich

wäre oder von den Grundprinzipien der gesetzlichen Unfall—

jversicherung im Bundesgebiet abwiche (vglc-BSG‘9,‘29),

brauchte nicht entschieden zu werden, weil solche Merkq

male im vorliegenden Falle nicht gegeben sind° Die Rege—
Vlung, die der Schutz gegen Arbeitsunfälle für Gefangene

Iim_BundeSgebiet durch das Gesetz über die Unfallfürsorge

'_für Gefangene vom 50, Juni 19oo‚erfahren hat, ist, wie das

LSG näher ausgeführt hat, im Hinblick auf das Leistungs—

„system, die Höhe der Unfallentschädigung und den beste—

- henden Rechtsschutz mindestens wesensverwandt mit der ge—
setzlichen Unfallversicherung der RVG° Daß dies der heu—

4tigen Auffassung entspricht, läßt sich auch dem Entwurf
4eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der gesetzlichen‘

‘ Unfallversicherung (UVNG) —Deutscher Bundestag, 4„ wahl—

_.periode, Drucksache IV/120) entnehmen; nach @ 540 dieses

—14_'
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Entwurfs sollen Personen, die im Rahmen einer gerichtlich

angeordneten Freiheitsentziehung zwangsweise oder frei-

willig Tätigkeiten verrichten, den gleichen Uniallschutz

wie freie Arbeitnehmer genießen‚ Hiernach bedarf es nicht

der Prüfun5 der - vom L5G bejahten‘— Frage, ob die für

Strafgefangene geltenden Lntschädigungsvorschriften des

Gesetzes über Uniallfürsorge für Gefangene und seiner Er—

gänzungen als Vorschriften der Sozialversicherung im Lin—
.né des 9 2 FAG anzusehen sind°

Ob seit dem Inkrafttreten des FRG in der Fassung des FANG

die Rechtslage sich entsprechend den an die Stelle des

Entschädigungsprinzips getretenen, nunmehr das Fremdren—
tenréCht_beherrschenden Eingliederungsprinzip dahin ge—

ändert hat, daß der Leistungsbewerber sowohl im Herkunfts—

gebiet bei einem deutschen Träger der gesetzlichen Unfall—l

versicherung versichert gewesen sein als auch die Vorausn

Vsetzungen erfüllen muß, unter denen er im Bundesgebiet

nach dem 5° Buch der RVG versichert gewesen wäre (5% 5, ?
FRG), brauchte der Senat nicht zu entscheiden, weil die

eunfallbedingte MdB des Klägers bereits vor dem Inkraft—

treten des “1G weggefallen ist°

Steht somit fest, daß der Kläger nach dem FAG leistungsbe—

rechtigt ist, so muß sein Anspruch sich ge5en einen der

in 3 ? FAG aufgeführten Versicherungsträger richten° Nach

Abs‚ 4‚Nr„ ? Satz 2 dieser Vorschrift ist die Beklagte für

die Feststellung und die Gewährung der Leistungen zustän—

‘dig‚ wenn der Unfall des Klägers in den Bereich einer

"Landesau3führungsbehörde für Unfallversicheruhg" fällt°

Dies trifft ohne weiteres zu, wenn man mit dem LSG die

-Unfallfürsorge für Gefangene als einen besonderen Zweig

,
der gesetzlichen Unfallversicherung ansieht; denn unter

dieser Annahme ist der Generalstaätsanwalt als Ausführungs—

_ 45 -
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lbehörde für das Entschädigungsverfahren nach dem Gesetz
über Unfallfürsorge für Gefangene zugleich eine Landes—

ausführungsbehörde für Unfallversicherung‚ Aber auch wenn

man jene Auffassung nicht teilt, ist in entsprechender

Anwendung des 5 ? Abs° 1 Nr. 1 Satz 2 FAG die Beklagte

leistungspflichtig, weil diese Vorschrift auf dem Grund—
gedanken beruht, daß die Lasten für Unfälle, die nicht in

den Bereich einer gewerblichen BerufsgenosSenschaft oder

der See—Beru£55enossenschaft fallen - dies ist hier der

Fall —; nicht von einem Land, sondern von der Bundesre—

publik zu tra5en sind° "?V "

Das LSG hat die dem Kläger zustehende Rente in ihrer Höhe

nach dem Gesetz über die Unfallfürsorge für Gefangene und

den zur Ergän2ung dieses Gesetzes ergangenen Vorschriften

bemessen. Ob diese Rente niedriger ist als eine unmitte —
bar naeh der RVO festzusetzende Rente und ob gegebenenfalls

die Beschränkung der Leistung nach 5 2 FAG geboten war,
brauchte der Senat nicht zu prüfen, weil insoweit allen—
falls der Kläger beschwert sein könnte, dieser aber keine

Revision eingelegt hat°

Hinsichtlich der zeitlichen Bemessung der Rente undder

Festsetzung der MdB hat die Revision keine Beanstandungen

gegen das Berufungsurteil erhoben° Insoweit ist auch nicht

ersichtlich, daß das LSGdas Gesetz zumNachteil der Be—
klagten fehlerhaft auf den von ihm festgestellten Sechver—‚'

halt angewendet hätte° ’

Hiernach mußte die ReviSion der Beklagten unter Anpassung
des Urteilsausspruchs des LSG an den richtig verstandenen,

auf Leistung gerichteten Klageantrag als unbegründet zu—

'rückgewiesen werden (@ 170 Abs; 4 SGS)°
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1Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG„
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